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DIESES SCHREIBEN ENTHÄLT INFORMATIONEN ZU FOLGENDEN THE-
MEN:

- Rückkehr zur durchschnittlichen Wohn- und Schlaffläche von mindes-
tens sieben Quadratmetern in der vorläufigen Unterbringung; Übergangs-
regelung

- Ergänzende Hinweise bei Wiedereinreise Geflüchteter aus der Ukraine

Wohnflächen-Regelung ab 1. Januar 2025 und Hinweise zu Wiederein-
reise Geflüchteter aus der Ukraine

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit diesem Schreiben übersenden wir Ihnen Hinweise betreffend der durchschnittlichen Wohn-
und Schlaffläche nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz sowie zum Bestand der FREE-Meldung
nach erfolgter Wiedereinreise bei erloschenem Aufenthaltstitel, um deren Kenntnisnahme und
Beachtung wir bitten.

1. Rückkehr zur durchschnittlichen Wohn- und Schlaffläche von mindestens sieben Quadrat-
metern in der vorläufigen Unterbringung

Gemäß $ 8 Absatz 1 Satz 4 Flüchtliingsaufnahmegesetz Baden-Württemberg (FlüAG) ist in den
Gemeinschaftsunterkünften der vorläufigen Unterbringung je vorgehaltenem Unterbringungs-

aesegen
platz eine durchschnittliche Wohn- und Schlaffläche von mindestens sieben Quadratmetern zu-
grunde zu legen.

In besonderen Zugangssituationen kann die oberste Aufnahmebehörde hiervon abweichende
Bedingungen festlegen. Dies ist zuletzt mit Schreiben des Ministeriums der Justiz und für Mig-
ration vom 20. Juni 2022, Az. JUMRV-1350-82/1/56 zur Erleichterung der Unterbringung der
Geflüchteten aus der Ukraine erfolgt.

Es wurde verfügt, dass diese Flächenvorgabe unterschritten werden darf, jedoch je vorgehalte-
nem Unterbringungsplatz eine durchschnittliche Wohn- und Schlaffläche von mindestens 4,5
Quadratmetern zugrunde zu legen sei. Die Regelung orientierte sich dabei an den Regelungen
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zur Flüchtlingsaufnahme vor Inkrafttreten der Änderungen zum FIÜAG am 01. Januar 2014 (Ge-
setz zur Neuordnung der Flüchtlingsaufnahme, über die Erstattung von Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz und zur Änderung sonstiger Vorschriften).

Die Regelung galt zunächst bis zum 31. Dezember 2022 und wurde mit Blick auf das Fortbeste-
hen der Zugangslage mit Schreiben vom 22. August 2022, Az. JUMR-1300-83/11/36 bis zum 31.

Dezember 2023 verlängert. Im Schreiben vom 28. September 2023, Az. JUMRV-1350-82/11/14
wurde die Regelung unter Bezug auf die Stabilisierung der Zugangszahlen von Geflüchteten
aus der Ukraine auf hohem Niveau und den dramatischen Anstieg der Asylbewerberzugangs-
zahlen im Vergleich zum Vorjahr (2022) und das Fortbestehen der herausfordernden Zugangs-
situation nochmals bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 verlängert.

Derzeit hat sich die Zugangssituation - wenn auch auf sehr hohem Niveau - stabilisiert. Im Ver-
gleich (nur) zu den sehr hohen Zugängen des vergangenen Jahres sind die Zugangszahlen als
moderat zu werten. Ein belastbarer Trend lässt sich hieraus weiterhin nicht ableiten, zumal sich
das irreguläre Migrationsgeschehen in der Europäischen Union unverändert auf einem hohen
Niveau bewegt. Eine weitere Fortsetzung der damaligen besonderen Zugangssituation bzw.
eine neue besondere Zugangssituation liegen aktuell aber nicht vor. Insofern wären die Voraus-
setzungen für eine nochmalige Verlängerung der Ausnahme zur gesetzlichen Regelung im
FIUAG nicht gegeben. Die Reduzierung der o.g. Flächenvorgabe auf 4,5 Quadratmeter läuft da-
mit zum 31. Dezember 2024 aus. Nach Auffassung des Justizministeriums ist eine Gesetzesän-
derung im FIÜAG erforderlich, um die Flächenvorgabe von 4,5 Quadratmetern dauerhaft vorzu-
sehen, diese wird angestrebt.

Wie bereits bei der 0.9. gesetzlichen Neuregelung der Flächenvorgabe ist bis dahin eine praxis-
gerechte Übergangsregelung zu treffen. Diese erfolgt unter Bezug auf 8 23 FlüAG mit einer

aesegen

Übergangsfrist von zwei Jahren (bis zum 31. Dezember 2026) in Bezug auf vorhandene Einrich-
tungen mit 4,5 Quadratmetern. Die gleiche Übergangsfrist (bis zum 31. Dezember 2026) gilt für
Einrichtungen, deren Planung bereits auf Basis einer Belegung mit 4,5 Quadratmetern begon-
nen wurde. Neue Einrichtungen der vorläufigen Unterbringung, mit deren Planung noch nicht
begonnen wurde, sind ab sofort auf Basis der Regelquadratmetervorgabe von sieben Quadrat-
metern zu planen bzw. zu betreiben.

2. Ergänzende Hinweise bei Wiedereinreise Geflüchteter aus der Ukraine

Mit den folgenden Ausführungen werden die im 4. Länderschreiben vom 30. Mai 2024 des Bun-
desministeriums des Innern und für Heimat (BMI) getätigten Ausführungen hinsichtlich der
Erstverteilung von ukrainischen Geflüchteten, deren Aufenthaltserlaubnis aufgrund einer Aus-
reise von mehr als sechs Monaten erloschen ist (vgl. Abschnitt 8.6.2), eingeordnet.
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https://jum.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-jum/intern/PDF/Migration/Erlasse_und_Anwendungshinweise/2024/10.06.2024_Anlage_BMI_4._L%C3%A4nderschreiben_v._30._Mai_2024.pdf
https://jum.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-jum/intern/PDF/Migration/Erlasse_und_Anwendungshinweise/2024/10.06.2024_Anlage_BMI_4._L%C3%A4nderschreiben_v._30._Mai_2024.pdf


- 

- 

https://jum.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-jum/intern/PDF/Migration/Erlasse_und_Anwendungshinweise/2023/28.09.2023_JuM_Aufnahme_von_Gefluechteten_aus_der_Ukraine.pdf
https://jum.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-jum/intern/PDF/Migration/Erlasse_und_Anwendungshinweise/2023/28.09.2023_JuM_Aufnahme_von_Gefluechteten_aus_der_Ukraine.pdf
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HINWEIS

Dieses Schreiben wird auf der Internetseite des Ministeriums der Justiz
und für Migration unter der Rubrik „Erlasse und Anwendungshin-
weise“ veröffentlicht.

aesegen
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